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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 12 KR 59/07 B 
 
L 5 KR 165/06 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 4 KR 19/06 (SG Aachen) 
 
 
 
 
............................................................................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ...................................................................., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Rheinland/Hamburg - Die Gesundheitskasse, 
Kasernenstraße 61, 40213 Düsseldorf, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
 
beigeladen: 
 
1.  Bundesagentur für Arbeit, 
     Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
2.  Deutsche Rentenversicherung Bund, 
     Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
3.  AOK Rheinland/Hamburg - Pflegekasse -, 
     Kasernenstraße 61, 40213 Düsseldorf, 
 
4.  ........................................................................................................................................ 
 
 
 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Oktober 2007 durch 

den Richter   Dr.  B e r c h t o l d   - Vorsitzender - sowie den Richter 

Dr.  B e r n s d o r f f   und die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l 

beschlossen: 
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Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 20.6.2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

 

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache über die Versicherungspflicht des Klägers in der 

Renten- und Arbeitslosenversicherung.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen (LSG) vom 20.6.2007 ist in entsprechender Anwendung von 

§ 169 Satz 2 und 3 SGG als unzulässig zu verwerfen. Der Kläger hat in der Begründung des 

Rechtsmittels entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund hinreichend darge-

legt oder bezeichnet.  

 

Das Bundessozialgericht (BSG) darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Ent-

scheidung des LSG nur dann zulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden. 

 

Der Kläger beruft sich zunächst auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. Die 

Beschwerdebegründung muss hierzu ausführen, welche Rechtsfrage sich ernsthaft stellt, deren 

Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder 

Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren Klä-

rung durch das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 60 und 65; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN - stRspr; BVerwG NJW 1999, 304; vgl 

auch: BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auszufüh-

ren, inwiefern die Rechtsfrage nach dem Stand der Rechtsprechung und Lehre nicht ohne wei-

teres zu beantworten ist und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur Klärung der 

Rechtslage im Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Diesen 

Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht ansatzweise.  

 

Der Kläger hat bereits keine Rechtsfrage formuliert. Dies gilt auch, soweit er unspezifisch die 

Problematik der Versicherungspflicht von Fremdgeschäftsführern anspricht. Die Begründung 

lässt insofern zudem unberücksichtigt, dass die erneute Klärungsbedürftigkeit einer vom BSG 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 
 

bereits entschiedenen Rechtsfrage nicht allein mit dem Hinweis auf eine ggf abweichende 

Rechtsprechung von Instanzgerichten begründet werden kann, sondern es der detaillierten 

Darlegung bedarf, dass und mit welchen beachtlichen Gründen im Einzelnen der bisherigen 

oberstgerichtlichen Rechtsprechung entgegengetreten wird.  

 

Der Kläger macht darüber hinaus eine "Abweichung des Urteils von einer Entscheidung des 

Bundessozialgerichts" geltend. Abweichung (Divergenz) iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG bedeutet 

Widerspruch im Rechtssatz, das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, die 

zwei Urteilen zu Grunde gelegt worden sind. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG 

einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten 

Rechtssatz der in der Vorschrift genannten Gerichte aufgestellt hat. Die 

Beschwerdebegründung muss daher erkennen lassen, welcher abstrakte Rechtssatz in den 

herangezogenen höchstrichterlichen Urteilen enthalten ist und welcher im Urteil des LSG 

enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29 

und 67). Der Kläger hat jedenfalls einen oder mehrere vom Berufungsgericht aufgestellte 

Rechtssätze nicht angegeben. Soweit er vortragen will, das LSG habe die oberstgerichtliche 

Rechtsprechung auf den konkreten Sachverhalt nicht bzw unzutreffend angewandt, verkennt er 

auch insofern die Voraussetzungen der Revisionszulassung. Nicht die etwaige Unrichtigkeit der 

Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet 

die Zulassung der Revision wegen Abweichung (vgl dazu SozR 3-1500 § 160 Nr 26). 

 

Soweit sich der Kläger schließlich mit der inhaltlichen Unrichtigkeit des angegriffenen Beschlus-

ses befasst, lässt er unbeachtet, dass eine entsprechende Überprüfung im Verfahren der Nicht-

zulassungsbeschwerde ausgeschlossen ist und erst nach zulässiger Einlegung der aufgrund 

Zulassung statthaften Revision durch das BSG als Revisionsgericht eröffnet ist. Ebenso ist dem 

SGG eine Zulassung der Revision wegen Divergenz allein im Blick auf eine divergierende 

Rechtsprechung der Landessozialgerichte untereinander fremd. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen, § 160a Abs 4 Satz 3 Halbsatz 2 SGG. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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